
StVO
§ 1 Grundregeln
(1) Die Teilnahme am Straßenverkehr erfordert 
ständige Vorsicht und gegenseitige Rücksicht.
(2) Jeder Verkehrsteilnehmer hat sich so zu verhal-
ten, dass kein Anderer geschädigt, gefährdet oder 
mehr, als nach den Umständen unvermeidbar, be-
hindert oder belästigt wird.

§ 2 Straßenbenutzung durch 
Fahrzeuge

(1) Fahrzeuge müssen die Fahrbahn benutzen, von 
zwei  Fahrbahnen  die  rechte.  Seitenstreifen  sind 
nicht Bestandteil der Fahrbahn.

[…]

(4) Radfahrer müssen einzeln hintereinander fahren; 
nebeneinander dürfen sie nur fahren, wenn dadurch 
der Verkehr nicht behindert wird. Eine Benutzungs-
pflicht der Radwege in der jeweiligen Fahrtrichtung 
besteht nur, wenn Zeichen 237, 240 oder 241 ange-
ordnet ist. Rechte Radwege ohne die Zeichen 237, 
240 oder 241 dürfen benutzt werden. Linke Radwe-
ge ohne die Zeichen 237, 240 oder 241 dürfen nur 
benutzt werden, wenn dies durch das Zusatzzeichen 
„Radverkehr  frei“  allein  angezeigt  ist.  Radfahrer 
dürfen ferner rechte Seitenstreifen benutzen, wenn 
keine  Radwege  vorhanden  sind  und  Fußgänger 
nicht  behindert  werden.  Außerhalb  geschlossener 
Ortschaften dürfen Mofas Radwege benutzen.

(5) Kinder bis zum vollendeten 8. Lebensjahr müs-
sen, ältere Kinder bis zum vollendeten 10. Lebens-
jahr dürfen mit Fahrrädern Gehwege benutzen. Auf 

Fußgänger  ist  besondere  Rücksicht  zu  nehmen. 
Beim Überqueren einer Fahrbahn müssen die Kin-
der absteigen.

Z. 237 Sonderweg 
Radfahrer

Z. 240 gemeinsamer 
Fuß- und Radweg

Z. 241 getrennter 
Rad- und Fußweg

VwVt zu § 2 StVO

Zu Absatz 4 Satz 2

IV. Die Straßenverkehrsbehörde, die Straßenbaube-
hörde sowie die Polizei sind gehalten, bei jeder sich 
bietenden Gelegenheit die Radverkehrsanlagen auf 
ihre Zweckmäßigkeit hin zu prüfen und den Zu-
stand der Sonderwege zu überwachen. Erforderli-
chenfalls sind von der Straßenverkehrsbehörde so-
wie der Polizei bauliche Maßnahmen bei der Stra-
ßenbaubehörde anzuregen. Vgl. Nummer IV 1 zu § 
45 Abs. 3; Rn. 56.

§ 45 Verkehrszeichen und Ver-
kehrseinrichtungen

(9) Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtungen sind 
nur dort anzuordnen, wo dies aufgrund der beson-
deren Umstände zwingend geboten ist. Abgesehen 
von  der  Anordnung  von  Tempo  30-Zonen  nach 
Absatz  1c  oder  Zonen-Geschwindigkeitsbeschrän-
kungen  nach  Absatz  1d  dürfen  insbesondere  Be-
schränkungen und Verbote des fließenden Verkehrs 

nur  angeordnet  werden, wenn auf  Grund der be-
sonderen  örtlichen Verhältnisse  eine  Gefahrenlage 
besteht, die das allgemeine Risiko einer Beeinträchti-
gung der in den vorstehenden Absätzen genannten 
Rechtsgüter  erheblich  übersteigt.  Abweichend von 
Satz 2 dürfen zum Zwecke des Absatzes 1 Satz 1 
oder 2 Nr. 3 Beschränkungen oder Verbote des flie-
ßenden  Verkehrs  auch  angeordnet  werden,  soweit 
dadurch erhebliche Auswirkungen veränderter Ver-
kehrsverhältnisse, die durch die Erhebung der Maut 
nach dem Autobahnmautgesetz für schwere Nutz-
fahrzeuge hervorgerufen worden sind, beseitigt oder 
abgemildert werden können. Gefahrzeichen dürfen 
nur dort angebracht werden, wo es für die Sicherheit 
des  Verkehrs  unbedingt  erforderlich  ist,  weil  auch 
ein  aufmerksamer  Verkehrsteilnehmer  die  Gefahr 
nicht oder nicht rechtzeitig erkennen kann und auch 
nicht mit ihr rechnen muss.

§ 5 Überholen
(3) Das Überholen ist unzulässig: 

1. bei unklarer Verkehrslage oder
2. wo es durch Verkehrszeichen (Zeichen 276, 

277) angeordnet ist.

(4) Wer zum Überholen ausscheren will, muss sich 
so verhalten, daß eine Gefährdung des nachfolgen-
den  Verkehrs  ausgeschlossen  ist.  Beim  Überholen 
muss  ein  ausreichender  Seitenabstand  zu  anderen 
Verkehrsteilnehmern,  insbesondere  zu Fußgängern 
und Radfahrern, eingehalten werden. Der Überho-
lende  muss  sich  sobald  wie  möglich  wieder  nach 
rechts  einordnen.  Er  darf  dabei  den  Überholten 
nicht behindern.

http://de.wikipedia.org/w/index.php?title=Datei:Zeichen_237.svg&filetimestamp=20060514170030
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(8) Ist ausreichender Raum vorhanden, dürfen Rad-
fahrer  und  Mofa-Fahrer  Fahrzeuge,  die  auf  dem 
rechten Fahrstreifen warten, mit mäßiger Geschwin-
digkeit und besonderer Vorsicht rechts überholen.

Urteile: Abstände
(1)  Beim  Vorbeifahren  an  parkenden  Fahrzeugen 
gehen Gerichte von einer Türbreite Abstand aus, die 
der Radfahrer einhalten muss (LG Berlin, Az. 24 O 
466/95,  OLG Karlsruhe,  Az.  10 U 283/77).  Der 
Öffnungsbereich von Autotüren erstreckt sich von 
etwa  80  cm  bei  schmalen  Türen  von  viertürigen 
Kleinwagen bis etwa 1,5 m bei zweitürigen Coupés 
oder bei LKW.

(2) Als noch zulässig wird oft eine Abstand von 0,8 
bis 1 m zum Fahrbahnrand angesehen (BGH, VersR 
1964,653).  Doch  erweitert  sich  der  zulässige  Ab-
stand bei Straßenbahnschienen, bei hohen Bordstei-
nen (BGH, VersR 1955,  764),  tiefen Gullydeckeln 
(KG, MDR 1999, 865), bei gefährlichem Kopfstein-
pflaster,  und an anderen Hindernissen,  denen auf-
grund der Instabilität des Rades und den damit ein-
her gehenden unvermeidlichen Schwankungen nicht 
anders ausgewichen werden kann.

(3)  Autofahrer haben beim Überholen mindestens 
1,5  Meter  Seitenabstand einzuhalten,  ab  90  km/h 
zwei Meter Abstand (OLG Hamm, Az. 9 U 66/92). 
In  Sonderfällen  wie  bei  Steigungen  (OLG Frank-
furt/ Main, Az. 2 Sa 478/80) oder einem mittrans-
portiertem Kind auf  dem Fahrrad (OLG Karlsruhe, 
10 U 102/88) sind ebenfalls zwei Meter erforderlich.

StGB
§ 240 Nötigung
(1)  Wer  einen Menschen  rechtswidrig  mit  Gewalt 
oder durch Drohung mit einem empfindlichen Übel 
zu einer Handlung, Duldung oder Unterlassung nö-
tigt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
mit Geldstrafe bestraft.
(2) Rechtswidrig ist die Tat, wenn die Anwendung 
der Gewalt oder die Androhung des Übels zu dem 
angestrebten Zweck als verwerflich anzusehen ist.
(3) Der Versuch ist strafbar.
(4) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Frei-
heitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf  Jahren. 
Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, 
wenn der Täter 

1. eine andere Person zu einer sexuellen Hand-
lung nötigt,

2. eine Schwangere zum Schwangerschaftsab-
bruch nötigt oder

3. seine Befugnisse oder seine Stellung als 
Amtsträger missbraucht.

§ 315b Gefährliche Eingriffe in 
den Straßenverkehr

(1) Wer die Sicherheit des Straßenverkehrs dadurch 
beeinträchtigt, daß er 

1. Anlagen oder Fahrzeuge zerstört, beschädigt 
oder beseitigt,

2. Hindernisse bereitet oder
3. einen ähnlichen, ebenso gefährlichen Ein-

griff  vornimmt,
und dadurch Leib oder Leben eines anderen Men-
schen oder fremde Sachen von bedeutendem Wert 

gefährdet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf  Jah-
ren oder mit Geldstrafe bestraft.
(2) Der Versuch ist strafbar.
(3)  Handelt  der  Täter  unter  den Voraussetzungen 
des § 315 Abs. 3, so ist die Strafe Freiheitsstrafe von 
einem Jahr bis zu zehn Jahren, in minder schweren 
Fällen Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf 
Jahren.
(4)  Wer in  den Fällen des  Absatzes  1  die  Gefahr 
fahrlässig verursacht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.
(5) Wer in den Fällen des Absatzes 1 fahrlässig han-
delt und die Gefahr fahrlässig verursacht, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstra-
fe bestraft.
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